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1. Ausgangslage
Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerats (WAK-S) hat das Staatssekreta-
riat für internationale Finanzfragen SIF am 16. Februar 2026 beauftragt, darzulegen, zu wel-
chen Bestimmungen, die im Zusammenhang mit dem vorliegenden Geschäft aufgehoben 
oder neu auf Gesetzesstufe angehoben werden sollen, es eine Verordnungsbestimmung 
braucht. Es sollen die folgenden Fragen beantwortet werden:

1. Zu welchen Gesetzesbestimmungen, die im titelvermerkten Geschäft gemäss 
Botschaft vom 5. Dezember 2025 aufgehoben oder neu auf Gesetzesstufe an­
gehoben wurden, braucht es überhaupt noch eine Verordnungsbestimmung?

2. Wenn ja, wie sehen diese aus?

3. Gibt es zu diesen Verordnungsbestimmungen weitere Weisungen oder Bran­
chenausführungen der FINMA?

4. Können diese Weisungen auf Verordnungsebene gehoben werden?

In einem zweiten Teil des Berichts sollen die Hinweise des Schweizerischen Ver­
sicherungsverbands SVV (siehe Anhang 2, unten) berücksichtigt und dazu Stel­
lung genommen werden.

Mit der Botschaft vom 5. Dezember 2025 zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes1 
wird vorgeschlagen, Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler von der Aufsicht nach dem 
Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG)2 auszunehmen, soweit sich ihre Vermittlungstätigkeit 
auf die Rückversicherung bezieht. Mit diesem Vorgehen zur Umsetzung der Motion 24.3208 
sollen Wettbewerbsnachteile für Schweizer Rückversicherer beseitigt und die Gleichbehand-
lung aller Vermittlerinnen und Vermittler von Rückversicherungsverträgen sichergestellt wer-
den. Zudem soll im Rahmen der vorgeschlagenen VAG-Teilrevision zur Verbesserung der 
Rechtssicherheit eine Regelung zum Sanierungsrecht aus der Aufsichtsverordnung (AVO)3 
auf die Stufe VAG angehoben und es sollen kleinere Präzisierungen vorgenommen werden. 
Schliesslich soll eine begriffliche Inkonsistenz im Zusammenhang mit der Regulierung der 
verantwortlichen Aktuarin oder des verantwortlichen Aktuars bereinigt werden.

Weil vorgeschlagen wird, im Bereich des Sanierungsrechts für Versicherungsunternehmen 
gewisse Regelungen aus der AVO auf Stufe VAG anzuheben, betrifft die vorliegende Teilrevi-
sion des VAG auch die AVO (siehe Art. 51a Abs. 4bis, 4ter, 4quater und 4quinquies eVAG, unten). 
Bei dieser Gelegenheit wird zudem ein Fehler aus der letzten AVO-Revision korrigiert (siehe 
Art. 111d Abs. 2 eAVO, unten).

Sowohl zu den beabsichtigten Änderungen des VAG als auch zu jenen der AVO ist vom 
21. Mai 2025 bis zum 12. September 2025 ein Vernehmlassungsverfahren durchgeführt wor-
den.4 Es ist vorgesehen, nach erfolgter Verabschiedung der vorliegenden VAG-Revision, 
beide Erlasse gleichzeitig in Kraft zu setzen.

1 BBl 2025 3700.
2 SR 961.01.
3 SR 961.011.
4 Siehe Medienmitteilung des Bundesrats vom 21. Mai 2025 «Bundesrat eröffnet Vernehmlassung zur Änderung des 

Versicherungsaufsichtsrechts» (Im Internet abrufbar unter: 
https://www.efd.admin.ch/de/newnsb/n6f0epYv7JCVQ2dB3QZEK).

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2025/3700.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/734/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/735/de
https://www.efd.admin.ch/de/newnsb/n6f0epYv7JCVQ2dB3QZEK
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2. Beantwortung der Fragen der WAK-S (1. Teil)
Fragen 1 und 2: Im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur Änderung des VAG und 
der AVO wurde eine übersichtliche Darstellung der geplanten Änderungen im Vergleich zum 
geltenden Recht publiziert.5 Die folgende Übersicht fasst dieses Dokument zusammen.

Die geplanten Änderungen auf Stufe VAG haben die folgenden Auswirkungen auf die AVO:

- Artikel 2 Absatz Buchstabe g eVAG (neu): Neu sollen zusätzlich zu den bestehenden 
Ausnahmen zur Vermittlertätigkeit nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben c und f VAG Ver-
sicherungsvermittlerinnen und -vermittler von der Aufsicht nach dem VAG ausgenom-
men werden, soweit sich ihre Vermittlungstätigkeit auf die Rückversicherung bezieht.

Diese Änderung hat keine Auswirkungen auf die AVO.

- Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer 1 eVAG: Im Rahmen der letzten VAG-Revi-
sion wurden die Aufgaben der verantwortlichen Aktuarin beziehungsweise des verant-
wortlichen Aktuars überarbeitet. Gleichzeitig wurde der Begriff der «marktnahen» Basis 
zur Bewertung des risikotragenden- und des Zielkapitals durch «marktkonform» ersetzt 
(vgl. Art. 9a VAG). Diese Änderung wurde in Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer 1 
VAG jedoch nicht nachvollzogen; dies soll korrigiert werden.

Diese Änderung hat keine Auswirkungen auf die AVO.

- Artikel 51a Absätze 4bis, 4ter, 4quater und 4quinquies eVAG (neu): Nach Artikel 51a Ab-
satz 4 VAG ist vorgesehen, dass Fremdkapitalinstrumente, die von der FINMA als risi-
koabsorbierende Kapitalinstrumente zur Anrechnung an das risikotragende Kapital oder 
zur Berücksichtigung im Zielkapital genehmigt sind, bei der Feststellung der Überschul-
dung nicht berücksichtigt werden, wenn vertraglich gewisse Anforderungen unwiderruf-
lich festgelegt sind. Diese Regelung soll sicherstellen, dass solche Fremdkapitalinstru-
mente ihre risikoabsorbierende Wirkung tatsächlich entfalten können und nicht als sta-
tutarisches Fremdkapital den Eintritt der Überschuldungssituation und damit eine Kon-
kurseröffnung beschleunigen.

Diese Änderung hat Auswirkungen auf die AVO. Es werden zwei Bestimmungen ange-
passt:

- Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe c Ziffern 1 und 2 und Absätze 5-7 eAVO: Arti-
kel 37 AVO regelt, unter welchen Voraussetzungen risikoabsorbierende Kapitalin-
strumente nach Genehmigung durch die FINMA entweder an das risikotragende 
Kapital angerechnet oder im Zielkapital berücksichtigt werden können.

Nach Absatz 1 Buchstabe c Ziffer 2, letzter Halbsatz werden bei der Feststellung 
der «drohenden Überschuldung» die risikoabsorbierenden Kapitalinstrumente als 
Fremdkapital mitberücksichtigt, obgleich sie im Rahmen der konkursrechtlichen 
Beurteilung nicht miteinbezogen werden. Konsequenterweise gilt diese Regelung 
auch für risikoabsorbierende Kapitalinstrumente in Tier 2. Um Missverständnisse 
und Rechtsunsicherheiten zu beseitigen, soll die Ziffer 1 entsprechend angepasst 
und um den letzten Halbsatz der Ziffer 2 ergänzt werden.

Im Sinne einer weiteren Klarstellung soll zudem in den Ziffern 1 und 2 von Absatz 1 
Buchstabe c ausdrücklich festgehalten werden, dass die Berücksichtigung der risi-
koabsorbierenden Kapitalinstrumente als Verpflichtung bei der Feststellung der 
«drohenden Überschuldung» nur im Kontext von Trigger-Ereignissen gilt. Damit 
wird die Abgrenzung zwischen der vorgelagerten Beurteilung der «drohenden 

5 Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) und der Aufsichtsverordnung (AVO) – 
Rückversicherungsvermittlung und Sanierungsrecht; Übersichtliche Darstellung der geplanten Änderungen im Vergleich zum 
geltenden Recht (Im Internet abrufbar unter: https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundesrat/q7ecM-
mPYAjn/vag-vergleich-geltenden-recht-de.pdf).

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/734/de#art_2
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/735/de#art_37
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/735/de#art_37
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/735/de#art_37
https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundesrat/q7ecM-mPYAjn/vag-vergleich-geltenden-recht-de.pdf
https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundesrat/q7ecM-mPYAjn/vag-vergleich-geltenden-recht-de.pdf
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Überschuldung» im Rahmen der vertraglichen Trigger-Ereignisse und der nachge-
lagerten konkursrechtlichen Beurteilung der «begründeten Besorgnis, dass ein 
Versicherungsunternehmen überschuldet ist» im Sinne von Artikel 51a Absatz 4 
VAG klar hervorgehoben. Ersteres ist im Zusammenhang mit risikoabsorbierenden 
Kapitalinstrumenten zu berücksichtigen, Letzteres nicht.

Die Anpassungen in Absatz 5 sind rein begrifflicher Natur und reflektieren die in 
Artikel 51a Absatz 4bis und 4ter VAG vorgenommene Präzisierung in Bezug auf an-
dere Sicherungsgeschäfte. Die Absätze 6 und 7 können aufgehoben werden. Ihre 
Inhalte wurden stufengerecht in Artikel 51a Absatz 4bis und 4ter VAG verschoben.

- Artikel 198d Absatz 1 Buchstabe d und Absatz 2 eAVO: Die Anpassungen in 
Absatz 1 Buchstabe d sind rein begrifflicher Natur und reflektieren die in Arti-
kel 51a Absatz 4bis und 4ter VAG vorgenommene Präzisierung in Bezug auf an-
dere Sicherungsgeschäfte. Absatz 2 kann aufgehoben werden, da dessen Inhalt 
stufengerecht in Artikel 51a VAG verschoben wurde.

- Artikel 52b Absatz 1 Bst. a eVAG: In Analogie zum Bankenrecht (Art. 30 Abs 2 Bst. a 
Bankengesetz, BankG)6 soll die nicht abschliessende Aufzählung in Absatz 1 Buch-
stabe a dahingehend explizit ergänzt werden, dass der Sanierungsplan nicht nur eine 
Übertragung des Versicherungsbestandes, von Teilen davon oder von Teilen des Versi-
cherungsunternehmens mit Aktiven und Passiven auf andere Rechtsträger, sondern 
auch auf eine bestehende oder neu zu gründende Auffang- oder Übergangsgesell-
schaft (Bridge Institution) vorsehen kann. Mit dieser ausdrücklichen Klarstellung im Ge-
setz wird die Rechtssicherheit erhöht. Zudem wird den internationalen Standards des 
Financial Stability Boards über die Abwicklung von Finanzinstituten entsprochen, die 
diesbezüglich eine explizite Regelung auf Gesetzesebene verlangen.

Diese Änderung hat keine Auswirkungen auf die AVO.

Ohne direkten inhaltlichen Bezug zur vorliegenden VAG-Revision soll zudem ein Fehler aus 
der letzten AVO-Revision korrigiert werden:

- Artikel 111d Absatz 2 eAVO: In Absatz 1 werden jene Bestimmungen des VAG aufge-
zählt, die auf Versicherungszweckgesellschaften nicht anwendbar sind. Absatz 2 be-
sagt, dass die Bestimmungen der AVO sinngemäss für Versicherungszweckgesell-
schaften gelten. Ausgenommen sind jene Bestimmungen, die sich nicht auf Gesetzes-
artikel nach Absatz 1 stützen. Der Absatz 2 enthält im letzten Teilsatz fälschlicherweise 
eine Negation, die beseitigt wird.

Frage 3: Im Zusammenhang mit der Vermittlung von Versicherungsverträgen bestehen die 
folgenden Weisungen und Branchenausführungen:

- FINMA-Aufsichtsmitteilung 05/20247: Diese Aufsichtsmitteilung erläutert, was die Er-
wartungen der FINMA an die Versicherungsunternehmen im Zusammenhang mit den 
neuen Bestimmungen in VAG und AVO im Bereich der Versicherungsvermittlung sind. 
Sie findet auf alle Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler Anwendung, unabhän-
gig davon, ob sich ihre Vermittlungstätigkeit auf die Direkt- oder Rückversicherung be-
zieht.

Die FINMA-Aufsichtsmitteilung 05/2024 soll noch im Laufe dieses Jahres in ein ordentli-
ches FINMA-Rundschreiben überführt werden, was eine öffentliche Konsultation be-
dingt.

6 SR 952.0.
7 FINMA-Aufsichtsmitteilung 05/2024, Pflichten der Versicherungsunternehmen hinsichtlich der Versicherungsvermittlerinnen 

und Versicherungsvermittler vom 17. Juli 2024 (Im Internet abrufbar unter: 
https://www.finma.ch/de/~/media/finma/dokumente/dokumentencenter/myfinma/4dokumentation/finma-
aufsichtsmitteilungen/20240717-finma-aufsichtsmitteilung-05-
2024.pdf?sc_lang=de&hash=A59B5CF6605490F4FEFC96A4865B6C3E).

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/734/de#art_52_b
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/51/117_121_129/de
https://www.finma.ch/de/~/media/finma/dokumente/dokumentencenter/myfinma/4dokumentation/finma-aufsichtsmitteilungen/20240717-finma-aufsichtsmitteilung-05-2024.pdf?sc_lang=de&hash=A59B5CF6605490F4FEFC96A4865B6C3E
https://www.finma.ch/de/~/media/finma/dokumente/dokumentencenter/myfinma/4dokumentation/finma-aufsichtsmitteilungen/20240717-finma-aufsichtsmitteilung-05-2024.pdf?sc_lang=de&hash=A59B5CF6605490F4FEFC96A4865B6C3E
https://www.finma.ch/de/~/media/finma/dokumente/dokumentencenter/myfinma/4dokumentation/finma-aufsichtsmitteilungen/20240717-finma-aufsichtsmitteilung-05-2024.pdf?sc_lang=de&hash=A59B5CF6605490F4FEFC96A4865B6C3E
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- VBV-Mindeststandards für die Aus- und Weiterbildung der Versicherungsvermitt-
lerinnen und -vermittler8: Diese nach Artikel 43 Absatz 2 VAG durch die Versiche-
rungsunternehmen und die Versicherungsvermittlerinnen und -vermittlern festgelegten 
branchenspezifischen Mindeststandards für die Aus- und Weiterbildung werden durch 
die FINMA anerkannt. Sie finden – wie die FINMA-Aufsichtsmitteilung 05/2024 – auf 
alle Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler Anwendung, unabhängig davon, ob 
sich ihre Vermittlungstätigkeit auf die Direkt- oder Rückversicherung bezieht.

Die beantragten Änderungen würden für die FINMA keine neuen Kompetenzen und Pflichten 
schaffen. Mit Inkrafttreten des beantragten Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe g eVAG würden Ver-
sicherungsvermittlerinnen und -vermittler, soweit sich ihre Vermittlungstätigkeit auf die Rück-
versicherung bezieht, grundsätzlich nicht mehr in den Anwendungsbereich der FINMA-Auf-
sichtsmitteilung 05/2024 und des VBV-Mindeststandards für die Aus- und Weiterbildung der 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler fallen. Ausgenommen wäre einzig der Fall, dass 
sich Schweizer Vermittlerinnen und Vermittler von Rückversicherungsverträgen für ihre inter-
nationale Geschäftstätigkeit bei der FINMA nach Artikel 42 Absatz 4 VAG freiwillig registrie-
ren lassen würden.

Frage 4: Die FINMA legt ihre Aufsichtspraxis gestützt auf Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b Fi-
nanzmarktaufsichtsgesetz (FINMAG)9 in Rundschreiben10 fest, weil diese einen verbindli-
chen, transparenten und einheitlichen Rahmen dafür schaffen, wie sie Bundesrecht in kon-
kreten Aufsichtsfragen anwendet. Sie informiert die Beaufsichtigten mittels Aufsichtsmitteilun-
gen11.12

Die Aufnahme von spezifischen Inhalten aus Aufsichtsmitteilungen oder Rundschreiben in 
eine Verordnung würde voraussetzen, dass vorgängig eine ausdrückliche gesetzliche Er-
mächtigung geschaffen würde (z.B. im FINMAG, VAG oder in deren Verordnungen), die es 
dem Bundesrat oder der FINMA gestattet, Regelungen fachtechnischen Inhalts zu erlassen. 
Eine Überführung in eine Verordnung ist typischerweise dann sinnvoll, wenn die Aufsichtspra-
xis:

- rechtssetzenden Charakter hätte,

- langfristig und systematisch gelebt wird,

- rechtliche Klarheit auf einer höheren Normstufe schaffen soll,

- oder besondere Rechts- bzw. Verwaltungssicherheit (z.B. für Gerichte, Adressaten, in-
ternationale Koordination) erfordert.

Eine Regulierung der Anforderungen an die Aus- und Weiterbildung für die Versicherungsver-
mittlerinnen und -vermittler durch den Bundesrat auf Verordnungsstufe ist nach Artikel 43 Ab-
satz 3 VAG nur für den Fall vorgesehen, wenn keine angemessenen, durch die Versiche-
rungsunternehmen und Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler bestimmten Mindest-
standards bestehen würden.

8 Mindeststandards des Berufsbildungsverband der Versicherungswirtschaft VBV vom 3. Mai 2024 für die Aus- und 
Weiterbildung der Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler gemäss Art. 43 VAG (Im Internet abrufbar unter: 
https://www.finma.ch/~/media/finma/dokumente/dokumentencenter/myfinma/4dokumentation/selbstregulierung/20240813_mi
ndeststandards-fr-die-aus_weiterbildung_versicherungsvermittler_vag-43.pdf).

9 SR 956.1.
10 Rundschreiben machen die Aufsichtspraxis für Beaufsichtigte (Versicherer, Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler) 

greif- und vorhersehbar, was die Rechtssicherheit erhöht. Sie dienen zudem als Referenz für Prüfgesellschaften und interne 
Revision, sodass wiederkehrende Auslegungsfragen effizienter geklärt und Best Practices konsistent angewendet werden 
können.

11 Im Rahmen ihrer Aufsicht veröffentlicht die FINMA sogenannte Aufsichtsmitteilungen. Diese richten sich jeweils an eine 
bestimmte Gruppe von Bewilligungsträgern. Sie enthalten wichtige und dringende Informationen oder Erläuterungen zu 
relevanten Fragen für die Beaufsichtigten sowie Hinweise auf aktuelle Risiken.

12 Zur Regulierungs- und Aufsichtstätigkeit der FINMA siehe: Die FINMA und ihre Regulierungs- und Aufsichtstätigkeit, Bericht 
des Bundesrates vom 18. Dezember 2014 in Erfüllung der Postulate 12.4095 Graber Konrad, 12.4121 de Courten 12.4122 
Schneeberger und 13.3282 de Buman (im Internet abrufbar unter: 
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/37800.pdf).

https://www.finma.ch/~/media/finma/dokumente/dokumentencenter/myfinma/4dokumentation/selbstregulierung/20240813_mindeststandards-fr-die-aus_weiterbildung_versicherungsvermittler_vag-43.pdf
https://www.finma.ch/~/media/finma/dokumente/dokumentencenter/myfinma/4dokumentation/selbstregulierung/20240813_mindeststandards-fr-die-aus_weiterbildung_versicherungsvermittler_vag-43.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2008/736/de
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/37800.pdf
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3. Empfehlungen des Schweizerischen Versicherungsver-
bands (2. Teil)

Der SVV begrüsst die vorliegende Teilrevision des VAG und empfiehlt, auf diese einzutreten.

Der Verband verlangt im Weiteren zwei Änderungen auf Stufe AVO, die nicht Gegenstand 
der vorliegenden Teilrevision des VAG sind. Zum einen soll in Artikel 183 AVO ausdrücklich 
klargestellt werden, dass die Verantwortung für die FINMA-Registrierung der sich in einem 
Angestelltenverhältnis befindlichen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler sowie der im 
Vermittlungsprozess beigezogenen Dritten (sog. Untervermittler) ausschliesslich beim «Bro-
kerunternehmen» (bzw. bei der ungebundenen Versicherungsvermittlerin bzw. beim unge-
bundenen Versicherungsvermittler) liege. Zum anderen regt der SVV die Streichung des Arti-
kels 182d Absatz 2 AVO an.

3.1. Klarstellung in Artikel 183 AVO
Nach Artikel 44 Absatz 2 VAG ist es den Versicherungsunternehmen unter Strafandrohung 
(Art. 87 Abs. 1 Bst. b VAG) untersagt, mit Versicherungsvermittlerinnen und -vermittlern zu-
sammenzuarbeiten, die nicht über die notwendige Registrierung verfügen. Die Registrie-
rungspflicht besteht nach Artikel 42 Absatz 1 VAG in Verbindung mit Artikel 183 AVO für un-
gebundene Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler als:

a. Einzelunternehmen und Personengesellschaften;

b. Juristische Personen;

c. Natürliche Personen in einem Angestelltenverhältnis.

Der SVV ist der Auffassung, dass sich die Pflicht der Versicherungsunternehmen, sicherzu-
stellen, dass sie keine Versicherungsverträge über Versicherungsvermittlerinnen oder -ver-
mittler vertreiben, die nicht über die notwendige Registrierung verfügen, sich ausschliesslich 
auf den jeweiligen Vertragspartner des Versicherungsunternehmens (d.h. das «Brokerunter-
nehmen») beziehe. Der Verband lehnt es ab, bei Versicherungsvermittlerinnen oder -vermitt-
lerinnen, die als natürliche Personen in einem Angestelltenverhältnis zu einem «Brokerunter-
nehmen» stehen oder die als sogenannte Untervermittler agierten, zu prüfen, ob diese über 
eine nach dem VAG notwendige Registrierung verfügen. Der SVV verlangt deshalb, dass in 
der AVO klargestellt werde, dass die Verantwortung für die FINMA-Registrierung der Ange-
stellten und Untervermittler beim Brokerunternehmen liege. Er begründet dies mit «enormem 
administrativen Aufwand und praktischen Problemen – insbesondere im Bereich Daten-
schutz –». Der Verband ist zudem der Ansicht, dass die Prüfpflicht betreffend Versicherungs-
vermittlerinnen oder -vermittler, die als natürliche Personen in einem Angestelltenverhältnis 
zu einem «Brokerunternehmen» stehen oder die als sogenannte Untervermittler agierten, 
ausdrücklich im VAG geregelt sein müsste.

3.2. Streichung von Artikel 182d Absatz 2 AVO
Nach Artikel 182d Absatz 2 AVO kann die FINMA über den in Artikel 182d Absatz 1 AVO ge-
nannten Mindestinhalt13 des Registers über die ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler hinaus zusätzliche Angaben zur Erfassung und Veröffentlichung im Register 

13 Nach Artikel 182d Absatz 1 AVO enthält das Register die folgenden Angaben über die ungebundenen 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler: a. den Namen und die Adresse, b. die Rechtsnatur, c. die 
Versicherungszweige, in denen die Versicherungsvermittlerin oder der Versicherungsvermittler tätig ist, d. falls die 
Versicherungsvermittlerin oder der Versicherungsvermittler in einem Arbeitsverhältnis steht: die Arbeitgeberin oder den 
Arbeitgeber, e. das Datum des erstmaligen Registereintrages, f. die Registernummer.
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vorsehen. Die FINMA hat von diesem Recht Gebrauch gemacht und verlangt gestützt auf Ar-
tikel 90 Versicherungsaufsichtsverordnung FINMA (AVO-FINMA)14 zusätzlich:

a. die UID-Nummer – soweit vorhanden – und;

b. den Namen der Website oder des elektronischen Mediums, wenn die ungebundene 
Versicherungsvermittlerin oder der ungebundene Versicherungsvermittler Versiche-
rungsverträge über eine Webseite oder ein anderes elektronische Medium anbietet.

Der SVV verlangt die Streichung von Artikel 182d Absatz 2 AVO. Dies würde aus Sicht des 
Verbands klarstellen, dass die in Artikel 182d Absatz 1 AVO genannten Angaben den Inhalt 
des FINMA-Registers abschliessend regeln würden und keine zusätzlichen Anforderungen 
durch die FINMA eingeführt werden könnten. Damit würde dem Legalitätsprinzip sowie der 
Rechtssicherheit Rechnung getragen und zugleich eine zusätzliche administrative Belastung 
der Versicherungsunternehmen vermieden.

3.3. Einschätzungen der FINMA
Die vom SVV vorgeschlagenen Anpassungen der AVO könnten Auswirkungen auf die Auf-
sichtspraxis der FINMA haben. Das SIF hat daher die FINMA um eine Stellungnahme ersucht 
(siehe Anhang 2). Die Kernaussagen der FINMA zu den Vorschlägen des SVV sind die Fol-
genden15:

- Wenn die Pflicht der Versicherungsunternehmen zur Abklärung des Registrierungs-
status nur bis auf Stufe Erstvermittler oder -vermittlerin gelten würde, wie es der 
SVV fordert, würde dies zu einer massiven Schwächung des Versichertenschutzes 
führen und widerspräche der grundlegenden Ratio und Zielsetzung der Regulierung 
der Versicherungsvermittlung.

- Es liegt naturgemäss im Interesse der Branche, nicht mit illegal tätigen Versiche-
rungsvermittlern oder -vermittlerinnen zusammenzuarbeiten und so einen zentralen 
Beitrag zur Missbrauchsprävention und zum Versichertenschutz beizutragen. Es 
geht dabei um die Integrität und Reputation des Versicherungsstandortes Schweiz. 
Die Forderung des SVV steht im Widerspruch dazu.

- Die FINMA hat in den Jahren 2024 und 2025 1'622 externe Hinweise und Be-
schwerden zu potenziellem Fehlverhalten von Versicherungsvermittlerinnen und -
vermittlern sowie Versicherungsgesellschaften entgegengenommen. In 271 Fällen 
eröffnete sie Abklärungen und identifizierte über 1'000 Marktteilnehmende, die über 
keine Bewilligung oder nicht über die notwendigen Qualifikationen verfügten.

- Es ist daher von zentraler Bedeutung, dass die Abklärung des Registrierungsstatus 
von den Versicherungsunternehmen über die gesamte Vermittler- und Beratungs-
kette durchgeführt wird, wie es die FINMA bereits erwartet und kommuniziert hat. 
Dies ist nach Ansicht der FINMA Teil einer guten Corporate Governance sowie ei-
nes angemessenen Risikomanagements, mit welchem Risiken erfasst, begrenzt 
und überwacht werden müssen.

- Die FINMA stellt den Versicherungsunternehmen als moderne und digitalisierte Be-
hörde eine API-Lösung16 zur Verfügung, über die solche Registerinformationen 
schnell und ohne grossen administrativen Aufwand abgefragt werden können.

14 SR 961.011.1.
15 Siehe Anhang 2, S. 3 zum vorliegenden Bericht.
16 Eine „API-Lösung“ ist eine technische Lösung, bei der Systeme über eine  sog. Application Programming Interface direkt 

miteinander kommunizieren.

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2024/377/de
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3.4. Stellungnahme des SIF
In Ergänzung zu den Einschätzungen der FINMA (siehe Ziff. 3.3, oben) gilt es zu beachten, 
dass sich der Markt für Versicherungsvermittlung zurzeit in einer Anpassungsphase an den 
im Rahmen der letzten VAG-Revision vollzogenen Wechsel des vormals hauptsächlich re-
pressiven Aufsichtssystem über die Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler zu einer da-
tenbasierten und präventiven Aufsicht befindet. Eine Folge davon ist auch die konsequente 
Durchsetzung bestehender Normen und Pflichten durch die FINMA. Zu beachten ist zudem, 
dass schon vor der letzten VAG- Revision viele Anforderungen bestanden haben (Registrie-
rungspflicht, Ausbildungspflicht etc.).

Klarstellung in Artikel 183 AVO: Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler müssen durch 
eine angemessene Betriebsorganisation sowie durch interne Vorschriften die Erfüllung der 
Pflichten aus dem VAG sicherstellen (Art. 188 Abs. 1 AVO). Darunter fällt zum Beispiel die 
Festlegung von Grundsätzen, Prozessen und Strukturen zur Einhaltung der gesetzlichen, re-
gulatorischen und internen Vorschriften (Art. 188 Abs. 2 Bst. d AVO), die klare Zuweisung 
von Aufgaben und Kompetenzen der am Vermittlungsprozess beteiligten Mitarbeitenden 
(Art. 188 Abs. 2 Bst. a AVO) oder die Verankerung geeigneter Kontrollmechanismen, auch in 
Bezug auf beigezogene Dritte (Art. 188 Abs. 2 Bst. f AVO). So kann dem Missbrauchsschutz 
der Versicherten nach Artikel 2 Absatz 2 VAG angemessen Rechnung getragen und sicher-
gestellt werden, dass weder Mitarbeitende noch Dritte (sogenannte «Untervermittler») ohne 
erforderliche FINMA-Registrierung im Vermittlungsprozess eingesetzt werden.

Die beschriebenen Pflichten für Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler schliessen die 
Pflicht von Versicherungsunternehmen nicht aus, durch geeignete organisatorische Massnah-
men sicherzustellen, dass sie nicht mit ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -
vermittlern zusammenarbeiten, die nicht über die nach VAG notwendige Registrierung verfü-
gen. Im Gegenteil: Aus Artikel 44 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 87 Absatz 1 Buchstabe b 
VAG erwächst ihnen hierfür eine ausdrückliche Pflicht, und zwar nicht nur betreffend Versi-
cherungsvermittlerinnen und -vermittler, mit denen sie einen schriftlichen Rahmenvertrag zur 
Versicherungsvermittlung abgeschlossen haben, sondern in Bezug auf sämtliche der im Arti-
kel 183 AVO Genannten. Wollte man am Umfang der diesbezüglichen gesetzlichen Prüf-
pflichten der Versicherungsunternehmen etwas ändern, bedürfte es hierfür einer ausdrückli-
chen Grundlage in einem Gesetz im formellen Sinn (d.h. im VAG).

Die Beobachtungen der FINMA auf dem Vermittlermarkt17 zeigen auf, dass die Vermittlung 
von Versicherungsverträgen über ungebundene Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
komplex sein kann – insbesondere im Zusammenhang mit Vermittlerketten mit Untervermitt-
lerstrukturen. Entsprechend könnte es zur Verbesserung des Kundenschutzes zielführend 
sein, wenn die FINMA im Rahmen ihrer Aufsichtspraxis feststellen könnte, dass sowohl den 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittlern als auch den Versicherungsunternehmen die 
Pflicht zukommt, durch geeignete organisatorische Massnahmen sicherzustellen, dass sie 
nicht mit ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittlern zusammenarbeiten, 
wenn diese nicht über die nach VAG notwendige Registrierung verfügen. Gelegenheit dazu 
würde sich im von der FINMA zurzeit in Erarbeitung befindlichen Rundschreiben zur Versi-
cherungsvermittlung bieten. Die Aufnahme einer Klarstellung in Artikel 183 AVO drängt sich 
nicht auf, weil diese implizit bereits im Artikel 188 AVO enthalten ist. Gleichzeitig bietet das 
geplante Rundschreiben der FINMA eine Gelegenheit, die Aufsichtspraxis so zu definieren, 
dass die gesetzlichen Pflichten von Versicherungsvermittlerinnen und -vermittlern und Versi-
cherungsunternehmen möglichst effizient und mit verhältnismässigem administrativem Auf-
wand erfüllt werden können. Dies entspricht einer prinzipienbasierten Regulierung und einem 
stufengerechten Vorgehen. Deshalb sollte dieser Prozess abgewartet werden, bevor regula-
torische Massnahmen auf Stufe Verordnung ins Auge gefasst werden.

17 Siehe Anhang 2, S. 4 ff. zum vorliegenden Bericht.
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Streichung von Artikel 182d Absatz 2 AVO: Die UID-Nummer18 dient als offizielle Kennung 
für juristische Personen, Einzelunternehmen oder Personengesellschaften im Rahmen der 
Registrierung im FINMA-Register. Sie hilft der FINMA, die Identität als registriertes Unterneh-
men eindeutig nachzuweisen und die Aufsicht zu ermöglichen (Art. 182d Abs. 2 AVO i.V.m. 
Art. 90 AVO-FINMA). Die Streichung von Artikel 182d Absatz 2 AVO würde die Aufsichtstätig-
keit der FINMA erschweren und zufolge fehlender Transparenz den Kundenschutz schwä-
chen. Mit der Streichung von Artikel 182d Absatz 2 AVO wäre es der FINMA ebenfalls ver-
wehrt, den Namen der Website oder des elektronischen Mediums zu erfassen und zu veröf-
fentlichen, sollte eine ungebundene Versicherungsvermittlerin oder ein ungebundener Versi-
cherungsvermittler Versicherungsverträge über eine Webseite oder ein anderes elektronische 
Medium anbieten. Ihre Aufsichtstätigkeit und der Kundenschutz würden damit ebenfalls ge-
schwächt. Die vom SVV geltend gemachten Argumente (Stärkung des Legalitätsprinzips und 
der Rechtssicherheit sowie Vermeidung zusätzlicher administrativer Belastungen für Versi-
cherungsunternehmen) sind für das SIF nicht nachvollziehbar.

Vernehmlassungsverfahren: Das Vernehmlassungsgesetz (VIG)19 verlangt, dass bei der 
Vorbereitung von Verordnungen und anderen Vorhaben, die von grosser politischer, finanziel-
ler, wirtschaftlicher, ökologischer, sozialer oder kultureller Tragweite sind oder in erheblichem 
Mass ausserhalb der Bundesverwaltung vollzogen werden, ein Vernehmlassungsverfahren 
durchzuführen ist (siehe Art. 3 Abs. 1 Bst. d und e VIG). Nach Artikel 3a Absatz 1 Buch-
stabe b VIG kann auf ein Vernehmlassungsverfahren verzichtet werden, wenn keine neuen 
Erkenntnisse zu erwarten sind, weil die Positionen der interessierten Kreise bekannt sind, ins-
besondere weil über den Gegenstand des Vorhabens bereits eine Vernehmlassung durchge-
führt worden ist. Das SIF hat vom 12. Mai bis zum 12. September 2025 das Vernehmlas-
sungsverfahren zur vorliegenden VAG-Revision sowie zu den damit zusammenhängenden 
Änderungen der AVO durchgeführt. Die vom SVV vorgebrachten Anliegen waren dabei nicht 
Gegenstand des Vernehmlassungsverfahrens. Es ist somit davon auszugehen, dass vorgän-
gig ein erneutes Vernehmlassungsverfahren durchgeführt werden müsste – sollte der Bun-
desrat die vom SVV beantragte Klarstellung in Artikel 183 AVO und die Streichung des Arti-
kels 182d Absatz 2 umsetzen wollen.

3.5. Fazit
Das SIF setzt sich für eine proportionale, risikobasierte und effiziente Regulierung ein. Admi-
nistrative Lasten für die Marktteilnehmenden zur Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen 
sollen verhältnismässig sein. Dies entspricht auch einer prinzipienbasierten Regulierung, wel-
che die Schweizer Gesetzgebung im Vergleich zu anderen Jurisdiktionen schlank hält. Vor 
diesem Hintergrund begrüsst das SIF die Absicht der FINMA, ein neues Rundschreiben zur 
Versicherungsvermittlung zu schaffen, welches die FINMA-Aufsichtsmitteilung 05/2024 ablö-
sen soll. Dies erlaubt den Marktteilnehmenden, ihre – die Aufsichtspraxis der FINMA betref-
fenden Anliegen – im Rahmen der vorgesehenen Vernehmlassung einzubringen.

Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass je nach Umfang einer allfälligen zusätzlichen An-
passung der AVO eine erneute Vernehmlassung durchgeführt werden müsste. Sollte das 
Parlament den Fahrplan zur VAG-Revision von diesem Prozess abhängig machen, würde 
sich eine Inkraftsetzung der vorliegenden VAG-Revision zur Stärkung des Schweizer Rück-
versicherungsstandortes weiter verzögern.

18 Eine UID ist die Unternehmens-Identifikationsnummer in der Schweiz, eine eindeutige Kennung für Unternehmen und 
Selbständige. Sie wurde 2011 vom Bundesamt für Statistik (BFS) eingeführt, um alle früheren Identifikatoren wie MwSt.- oder 
Handelsregisternummern zu ersetzen. Dadurch vereinfacht sie Behördenkontakte und administrative Prozesse für über 
600'000 Einträge. Sie ist öffentlich im UID-Register unter https://www.uid.admin.ch/ abrufbar.

19 SR 172.061.

https://www.uid.admin.ch/
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/542/de


Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 10 von 20

Anhang 1



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 11 von 20



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 12 von 20

Anhang 2



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 13 von 20



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 14 von 20



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 15 von 20



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 16 von 20

 



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 17 von 20



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 18 von 20



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 19 von 20



Bericht des SIF: 25.089 - Versicherungsaufsichtsgesetz. Teilrevision (Rückversicherungsvermittlung- und Sanierungsrecht) - Auftrag der 
WAK-S vom 16. Februar 2026

Seite 20 von 20


